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Bundesministerin für Justiz 
 
Museumstraße 7 
1070 Wien 
 
         
       13.05.2013 
 
 
 
Betrifft: Entwurf für ein Verwaltungsgerichtsbarkeits- 

   Anpassungsgesetz – Justiz (502/ME) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Wir erlauben uns, zu dem o.a. Gesetzentwurf auf ein neu 
geschaffenes Rechtsschutzdefizit hinzuweisen. 
 
Gegen Beschlüsse des OLG-Wien gem. §§ 16a, 121b  StVG 
wird ein Erneuerungsantrag an den OGH zulässig sein    
(§ 363a StPO in analogiam), zumal es sich dabei um 
Entscheidungen eines Strafgerichtes (§ 363a Abs. 1 StPO) 
handelt. 
 
Ausgenommen sind aber von einem solchen 
Erneuerungsantrag nach ständiger Judikatur des OGH 
(wegen § 1  Abs. 2 GRBG) Verletzungen des Grundrechts 
auf persönliche Freiheit (11 Os 148/09; 14 Os 60/08t). 
 
Die Anrufung des OGH wegen Verletzung aller anderen 
Grundrechte zuzulassen, wegen Verletzung des 
Grundrechts auf persönliche Freiheit hingegen nicht, 
erscheint willkürlich und grotesk.  
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Es stellt dies auch eine Rücknahme des Rechtsschutzes dar, weil gegen die 
Entscheidungen der Vollzugskammern bisher der VfGH und der VwGH 
auch wegen Verletzung des Grundrechts auf persönliche Freiheit angerufen 
werden konnten. Diese höchstgerichtliche Überprüfung (bzgl. persönlicher 
Freiheit) wird mit der vorgeschlagenen Reform ersatzlos beseitigt. 
 
Das ist unsachlich und grundrechtlich höchst bedenklich. Wir ersuchen, die 
Anrufung des OGH wegen Verletzung aller Grundrechte zuzulassen. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
 
 
 
 RA Dr. Helmut GRAUPNER e.h.        Walter DIETZ e.h. 
             (Präsident)            (Generalsekretär)  
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